
Satzung des Budo Club Black Belt 
Neckarbischofsheim e.V. 
 

§ 1 Name, Sitz, Zweck 
 

(1) Der Name des Vereins lautet Budo Club Black Belt Neckarbischofsheim. Er 
soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er 
den Namenszusatz "e.V." 

(2) Er hat seinen Sitz in Neckarbischofsheim, der Gerichtsstand ist Sinsheim. Der 
örtliche Schwerpunkt der Vereinsaktivitäten liegt ebenfalls in 
Neckarbischofsheim. 

(3) Der Zweck des Vereins ist 
 das Ausüben von Kampfsportarten und Förderung der körperlichen 

Ertüchtigung 
 Er verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
 Er setzt sich ein für eine von der Achtung vor der Würde des Menschen 

getragene sportliche Lebensführung mit dem Ziel der körperlichen und 
geistigen Gesunderhaltung. Zu diesem Zweck widmet sich der Verein der 
Pflege und Förderung der ausgeübten Sportarten. 

 Er vertritt die gemeinschaftlichen Interessen seiner Mitglieder bei 
öffentlichen Stellen und Einrichtungen, in der Öffentlichkeit, sowie im 
sportlichen Vereinsleben. 

 Er ist ein Amateursportverein und wird ehrenamtlich geführt. Er tritt ein 
für den Grundsatz der Freiheit und Freiwilligkeit in der Sportausübung und 
Sportgemeinschaft. 

 Er ist politisch neutral. Er vertritt den Grundsatz rassischer, religiöser und 
weltanschaulicher Toleranz. 

(4)  Der Verein ist Mitglied des Badischen Sportbundes Nord e.V. und der 
Fachverbände, deren Sportarten auf wettkampf-, breiten- oder 
freizeitsportlicher Basis betrieben werden. Der Verein und seine Mitglieder 
anerkennen als für sich verbindlich die Satzungsbestimmungen und 
Ordnungen des Badischen Sportbundes Nord e.V. und seiner Fachverbände, 
deren Sportarten im Verein betrieben werden. 

  



§ 2 Zweckerreichung 
 

Zur Erreichung der Ziele des Vereines nach § 1 der Satzung ist der Verein 
bestrebt, dass die angebotenen Sportarten von seinen Mitgliedern sowohl als 
Breitensport als auch als Leistungssport betrieben werden können. 

Als Mittel hierzu betrachtet der Verein vor allem Folgendes als seine Aufgaben: 

 die Durchführung von Trainingsmaßnahmen, 
 die Verbindung zu öffentlichen Stellen und Einrichtungen sowie die 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über seine Ziele und Tätigkeiten. 
 Für die betriebenen Sportarten können Abteilungen gegründet werden. 

Diese können eigene Kassen verwalten, die der Prüfung des Hauptvereins 
unterliegen. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der 
Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 
des Vereins. 

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft, Mitgliedsbeiträge 
 

(1) Die Mitgliedschaft im Verein kann auf schriftlichen Antrag jede voll 
geschäftsfähige, natürliche Person oder jede juristische Person erwerben, die 
gewillt ist, den Vereinszweck zu fördern. 
Über die Aufnahme der Mitglieder entscheidet der Vorstand. 

(2) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags ist nicht anfechtbar und muss nicht 
begründet werden. 

(3) Jedes Mitglied verpflichtet sich zu Beitragszahlungen. Die Höhe und Fälligkeit 
der Beiträge bestimmt die Mitgliederversammlung. Näheres regelt die 
Beitragsordnung. 



§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss oder Tod. Der 
freiwillige Austritt kann durch schriftliche Erklärung gegenüber einem 
Mitglied des Vorstands erfolgen. Er ist frühestens zum Ende des dem Eintritt 
folgenden Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei 
Monaten zulässig. 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. 
(3) Ein Mitglied kann jederzeit mit sofortiger Wirkung aus dem Verein 

ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen die Interessen des 
Vereins verstößt, oder ein sonstiger wichtiger Grund vorliegt. 

 

§ 6 Die Organe des Vereins 
 

Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

(1) Der geschäftsführende Vorstand nach § 26 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
besteht aus drei Vorsitzenden, dem/der Schatzmeister(in) und dem/der 
Schriftführer(in). 

(2) Der erweiterte Vorstand besteht aus Beisitzern, welche durch einen 
Beschluss des geschäftsführenden Vorstandes bei Bedarf eingesetzt werden 
können. Beisitzer haben die Aufgabe den geschäftsführenden Vorstand zu 
unterstützen und beraten, aber besitzen kein Stimmrecht im Vorstand. 

(3) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung auf die 
Dauer von 2 Jahren gewählt. Sie bleiben bis zur Wahl des nächsten 
Vorstandes im Amt. 

(4) Der Vorstand ist verantwortlich für: 
1. die Führung der laufenden Geschäfte, 
2. die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
3. die Verwaltung des Vereinsvermögens, 
4. die Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, 
5. die Buchführung, 
6. die Erstellung des Jahresberichts, 
7. die Vorbereitung und  
8. die Einberufung der Mitgliederversammlung. 

 
(5) Die Vorstandsvorsitzenden vertreten gerichtlich und außergerichtlich den 

Verein alleinberechtigt oder durch zwei Mitglieder des geschäftsführenden 
Vorstands gemeinschaftlich. Alle Rechtsgeschäfte über 2.000,- EUR bedürfen 
der Zustimmung von mindestens zwei Vereinsvorsitzenden, Rechtsgeschäfte 
über 5.000,- EUR bedürfen einer Mehrheit aller Mitglieder des 
geschäftsführenden Vorstands. 



§ 7 Kassenprüfung 
 

Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer, die nicht Vorstands-
mitglieder sind, auf die Dauer von zwei Jahren. Diese überprüfen am Ende eines 
jeden Geschäftsjahres die rechnerische Richtigkeit der Buch- und Kassenführung. 
Die Kassenprüfer erstatten Bericht in der nächstfolgenden ordentlichen 
Mitgliederversammlung. 

 

§ 8 Die Mitgliederversammlung, Zuständigkeit, 
Einberufung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für: 
1. die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 
2. die Wahl der Kassenprüfer, 
3. die Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das 

nächste Geschäftsjahr, 
4. die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands, 
5. die Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit der Beiträge und 
6. die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und die Auflösung des 

Vereins 
(2) Zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung sind sämtliche Mitglieder 

berechtigt. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird mindestens einmal 
im Jahr abgehalten. Die Einberufung erfolgt durch schriftliche Einladung des 
Vorstands unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen. Der Einladung sind 
eine Tagesordnung sowie die Gegenstände der anstehenden 
Beschlussfassungen beizufügen. 

(3) Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt durch Handzeichen 
mit einfacher Mehrheit. Auf Antrag wird geheim abgestimmt. 
Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen 
Stimmen. Die Auflösung des Vereins kann nur mit einer Mehrheit von 4/5 
beschlossen werden. 

 

§ 9 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann einberufen werden, wenn 
dies im Dienste der Vereinsinteressen erforderlich erscheint, oder wenn die 
Einberufung von mindestens 1/10 der Mitglieder schriftlich unter Angabe von 
Gründen bei einem Vorstandsmitglied verlangt wird. In dringlichen Fällen kann in 
der außerordentlichen Mitgliederversammlung auch über Satzungsänderungen 
entschieden werden. 



§ 10 Datenschutz im Verein 
 

1. Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der EU und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über 
persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein gespeichert, 
übermittelt und verändert. 

 

2. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf: 
a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten 
b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie 

unrichtig sind 
c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei 

behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit 
feststellen lässt 

d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung 
unzulässig war. 

 
3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen oder sonst für 

den Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu 
verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu 
nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten 
Personen aus dem Verein hinaus. 

 

§ 11 Auflösung des Vereins, Liquidatoren 
 

(1) Das Vereinsvermögen ist ausschließlich zu dem in § 1 dieser Satzung 
definierten Zweck zu verwenden. 

(2) Als Liquidatoren werden der erste Vorsitzende und der Schatzmeister 
bestellt. 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das Vermögen des Vereins an den Evangelischen Kindergarten 
Neckarbischofsheim, das es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 


